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Durch Fehleinschätzungen  
und Eskalation wächst die Gefahr 
eines Krieges mit Russland
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Ein Artikel von Harald Kujat

Der ehemalige deutsche Bundeskanzler Helmut Schmidt äußerte in einem Interview im Mai 2014: 
«Zurzeit gibt es leider niemanden, der konstruktive Vorschläge zur Zukunft der Ukraine vorbringt.» 
Und weiter: «Ich halte nichts davon, einen dritten Weltkrieg herbeizureden, erst recht nicht von 
Forderungen nach mehr Geld für Rüstung der NATO. Aber die Gefahr, dass sich die Situation 
verschärft wie im August 1914, wächst von Tag zu Tag.» Worte von bestürzender Aktualität.  
� VON GENERAL A.D. HARALD KUJAT.
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Die gleiche Sorge brachte der amerika-
nische Ökonom und ehemalige Wirt-
schaftsberater beim Aufbau osteuropäi-
scher Marktwirtschaften, Jeffrey Sachs, 
in zwei Offenen Briefen zum Ausdruck. 
Sachs forderte den Bundeskanzler auf, 
«den offenen Krieg mit Russland zu 
verhindern», denn, «wenn wir vom Ab-
grund des Krieges wegwollen, müssen 
wir ehrlich sein». In seinen Briefen hat 

Sachs konkrete Versäumnisse der deut-
schen Außenpolitik seit der Wiederver-
einigung dargelegt. Dieses Prinzip der 
absichtsvollen Blindheit, des «Nicht-Hö-
rens» und «Nicht-Sehen-Wollens» und 
«Nicht-Bedenken-Wollens» müsse über-
wunden werden.

Weder zum Zeitpunkt des Vorstoßes 
der russischen Streitkräfte auf Kiew im 

Februar 2022 noch danach ist von Sei-
ten der Vereinigten Staaten und schon 
gar nicht von den EU-Staaten und Groß-
britannien ein ernsthafter Versuch un-
ternommen worden, den Krieg zu ver-
hindern noch den Krieg durch einen 
Verhandlungsfrieden zu beenden. Im 
Gegenteil, der Krieg ist politisch, finanzi-
ell und materiell unterstützt und auf in-
zwischen mehr als viereinhalb Jahre ver-
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Ein Beispiel für weitere Versuche, den 
Ukraine-Krieg zu einem gesamteuropäi-
schen Krieg auszuweiten, hat der ehe-
malige polnische Präsident Andrzej 
Duda am 3. September 2025 in einem 
Interview mit dem polnischen Magazin 
«Do Rzeczy» geschildert. Am 15. Novem-
ber 2022 schlug eine ukrainische Pat-
riot-Rakete auf polnischem Boden ein, 
die vom Kurs abgekommen war. Auf 
die Frage, ob man sagen könne, dass 
Selenskyj Druck ausgeübt hat, damit 
Polen sofort erklärt, es handle sich um 
eine russische Rakete, antwortete Duda: 
«Das kann man so sagen.» Und auf die 
weitere Frage, ob er das als Versuch ge-
sehen habe, Polen in den Krieg hinein-
zuziehen, bestätigte dies der ehema-
lige polnische Präsident: «So habe ich 
es wahrgenommen.» Er fuhr fort: «Sie 
versuchen von Anfang an, alle in den 
Krieg hineinzuziehen. Das ist offensicht-
lich, es liegt in ihrem Interesse, und am 
besten wäre es, wenn es ihnen gelingt, 
NATO-Staaten in den Krieg zu ziehen. 
Es ist offensichtlich, dass sie nach de-
nen suchen, die aktiv an ihrer Seite ge-
gen die Russen kämpfen würden. Das 
geschieht seit dem ersten Tag.»

Die Bundesregierung unterstützt 
trotz alledem Bemühungen, den 
für die Aufnahme der Ukraine in 
die Nordatlantische Allianz 
notwendigen Konsens bei den 
Mitgliedstaaten aufzubauen

Ein europäischer Staat, der Mitglied der 
Nordatlantischen Allianz werden will, 
muss von allen Mitgliedstaaten dazu 
im Konsens eingeladen werden. Vor-
aussetzung für die Mitgliedschaft und 
damit auch, dass ein Konsens zustande 
kommt, ist allerdings, ob dieser Staat da-
für qualifiziert ist. Für einen NATO-Be-
tritt erfüllt die Ukraine weder die Voraus-
setzungen noch gibt es einen Konsens, 
sie dazu einzuladen. Die USA haben die 
NATO-Mitgliedschaft der Ukraine sogar 
ausdrücklich ausgeschlossen.

Die im Washingtoner Vertrag gefor-
derte demokratische, rechtsstaatliche 
Staatsordnung mit freien und gleichen 
Wahlen, dem Schutz der Menschen-
rechte und Minderheitenrechte sowie 
eine zivile, parlamentarische Kontrolle 
der Streitkräfte weisen gravierende De-
fizite auf. Vor allem der Schutz der Men-

schen- und Minderheitenrechte sowie 
die auf allen staatlichen Ebenen gras-
sierende Korruption sind mit der Wer-
teordnung der Allianz unvereinbar.

Ein weiterer Ausschlussgrund ist die 
Forderung, dass der neue Mitgliedstaat 
die Sicherheit aller Mitgliedstaaten er-
höhen muss. Dies ist nur dann der Fall, 
wenn der Beitrittskandidat ein stabi-
les, konfliktfreies Verhältnis zu seinen 
Nachbarstaaten aufrechterhält und ins-
besondere keine territorialen Streit-
punkte und Minderheitenprobleme 
bestehen. Die Allianz darf kein poten-
zielles Kriegsrisiko importieren und da-
mit die Sicherheit ihrer Mitgliedstaa-
ten gefährden. Deshalb gilt heute mehr 
denn je, was Henry Kissinger 2014 in 
einem Namensartikel schrieb: «Wenn 
die Ukraine überleben und gedeihen 
soll, darf sie nicht der Vorposten der 
einen Seite gegen die andere sein – sie 
sollte als Brücke zwischen beiden Sei-
ten fungieren.» Und das in einer euro-
päischen Sicherheits- und Friedensord-
nung, in der die Ukraine und Russland 
einen Platz haben.

Die Neutralität ist in der ukraini-
schen Verfassung festgeschrieben

Im Übrigen stehen dem Beitritt zur 
Allianz die konstitutiven, in der Ver-
fassung verankerten Grundlagen des 
ukrainischen Staates entgegen. Das 
ukrainische Parlament nahm 1996 die 
heutige Verfassung auf der Grundlage 
der Unabhängigkeitserklärung vom 19. 
August 1991 an, der kurz danach über 
90 Prozent der Bevölkerung in einem 
Referendum zustimmten. Die Unab-
hängigkeitserklärung beruhte auf der 
Souveränitätserklärung vom 16. Juli 
1990 des damaligen Parlaments, in 
der es heißt: «Die Ukraine erklärt fei-
erlich ihre Absicht, sich als Staat der 
ständigen Neutralität nicht an Militär-
blöcken zu beteiligen und sich an die 
drei Grundsätze der Nichtverbreitung 
von Kernwaffen zu halten: keine Kern-
waffen zu erhalten, herzustellen oder 
zu erwerben.»

Am 21. Februar 2019 wurde die ukrai-
nische Verfassung jedoch dahingehend 
geändert, dass der Präsident und die 
Regierung als «Garant(en) der Umset-
zung des strategischen Kurses des Staa-
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längert worden. Die von Jeffrey Sachs 
beschriebenen Versäumnisse wirken 
bis heute in der aktuellen Außenpoli-
tik als Fehleinschätzungen fort.

Die Ukraine versuchte von 
Anfang an, NATO-Staaten in den 
Krieg zu ziehen

Im Mai 2024 griff die Ukraine die Wo-
ronesch-Radarstationen bei Armavir 
und Orsk des interkontinental-strate-
gischen Frühwarnsystems Russlands, 
im Juni 2025 die Stützpunkte der in-
terkontinentalstrategischen Bomber-
flotte in Olenja, Belaja, Djagilewo und 
Iwanowo-Sewerny an. Die Angriffe wa-
ren ohne jede Bedeutung für die Ver-
teidigung der Ukraine und den Verlauf 
des Krieges: Diese Systeme dienen aus-
schließlich der nuklearstrategischen Ab-
schreckung Russlands. Die Ukraine hat 
mit ihren Angriffen vorsätzlich das Ri-
siko einer Fehlkalkulation und eine nu-
kleare Eskalation der beiden nuklearen 
Supermächte mit unabsehbaren Folgen 
in Kauf genommen. Ebenso wie beim 
Vorstoß auf das russische Kernkraft-
werk Kursk im August 2024 war es das 
Ziel der Ukraine, den Krieg auf eine stra-
tegische Ebene zu eskalieren, um die 
NATO an ihrer Seite gegen Russland ein-
zubinden.

Insbesondere der Angriff auf die strate-
gische Bomberflotte (Operation «Spin-
nennetz») wurde von westlichen Me-
dien als beispiellos, kühn, genial oder 
als «Game Changer» gewertet, während 
das Eskalationspotential und die daraus 
erwachsenden Gefahren weit über den 
Ukraine-Krieg hinaus nur vereinzelt the-
matisiert wurden. Die russische Nukle-
ardoktrin bezeichnet «Handlungen ei-
nes Gegners gegen besonders wichtige 
staatliche oder militärische Einrichtun-
gen der Russischen Föderation, deren 
Ausfall die Reaktionsmaßnahmen der 
Nuklearstreitkräfte vereiteln würde», als 
eine Bedingung für den Nuklearwaffen-
einsatz. Im russischen Verständnis ge-
hören zu den «wichtigen militärischen 
Einrichtungen» vor allem Führungs- und 
Kommandozentralen, Frühwarnsys-
teme und strategische Nuklearkräfte.
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tes zur Erlangung der Vollmitgliedschaft 
der Ukraine in der Europäischen Union 
und der Nordatlantikvertrags-Organisa-
tion» verpflichtet wurden. Auch die Prä-
ambel wurde ergänzt: «… die europäi-
sche Identität des ukrainischen Volkes 
bestätigend und die Irreversibilität des 
europäischen und euro-atlantischen 
Kurses der Ukraine bekräftigend …». 
Diese 2019 eingefügten Ergänzungen 
stehen im Gegensatz zu den konstituti-
ven Grundlagen des Staatsaufbaus der 
Ukraine, die nach wie vor Bestandteil 
der Verfassung sind, und können diese 
nicht aufheben.

Die Mitgliedstaaten der NATO haben 
bereits 2008 in ihrer Bukarester Gip-
felerklärung ihre Missachtung der uk-
rainischen Verfassung zum Ausdruck 
gebracht, indem sie der Ukraine eine 
NATO-Perspektive zusagten. In der ge-
genwärtigen Situation bedeutet das 
Festhalten an einem NATO-Beitritt als 
Vorbedingung für Friedensverhand-
lungen deren Verhinderung und die 
Fortsetzung des Krieges bis zu einer 
militärischen Niederlage der Ukraine. 
Allerdings wurde eine mögliche NATO-
Mitgliedschaft in der NATO-Gipfelerklä-
rung vom 8. Juni 2026 nicht mehr er-
wähnt. In der Erklärung heißt es jedoch 
in einer bemerkenswerten Realitätsver-
weigerung, die Ukraine trüge zur trans-
atlantischen Sicherheit bei.

Befindet sich Deutschland  
in einem hybriden Krieg mit 
Russland?

Äußerungen deutscher und europäi-
scher Politiker und die Berichterstat-
tung der Medien vermitteln den Ein-
druck einer immer stärker werdenden 
mentalen Einstimmung der Öffentlich-
keit auf einen bevorstehenden Krieg 
mit Russland. Er wird als angeblich un-
ausweichlich dargestellt. Ein deutscher 
Politiker hat schon vor einiger Zeit be-
tont, dass «Russland immer unser Feind 
bleiben wird». Der polnische Minister-
präsident Tusk ging noch einen Schritt 
weiter: «Es herrscht Krieg, und es ist 
auch unser Krieg», sagte er vor eini-
ger Zeit auf einem Sicherheitsforum 
in Warschau. Dass «Putin einen hyb-
riden Krieg gegen Deutschland führt», 
ist inzwischen zu einer ständigen Re-
dewendung geworden. Ähnlich wie die 

Behauptung, wir befänden uns «noch 
nicht im Krieg, es sei aber auch nicht 
mehr Frieden».

In einem hybriden Krieg werden die mi-
litärischen Kampfhandlungen durch an-
dere Maßnahmen wie Desinformation, 
wirtschaftliche Sanktionen oder auch 
Cyberattacken ergänzt. Wären wir in ei-
nem hybriden Krieg mit Russland, stün-
den sich bereits deutsche und russische 
Streitkräfte auf dem Gefechtsfeld ge-
genüber. Gemeint sind asymmetrische 
Aktivitäten, deren Ursprung nicht zwei-
felsfrei geklärt ist.

Von Russland wird die Unterstützung 
der Ukraine durch den Westen als 
Kriegsbeteiligung gewertet. Der Westen 
finanziert den Krieg, liefert leistungs-
fähige Waffensysteme und ermöglicht 
durch Aufklärung und Echtzeit-Zielda-
ten, dass die Ukraine strategische Ziele 
in Russland angreifen kann. Rechtlich 
ist die westliche Unterstützung eine 
Grauzone, politisch jedoch hochbri-
sant. Wenn Aufklärungs- und Zielin-
formationen, die KI-gestützte Zusam-
menführung und Analyse von Daten 
ebenso wie westliche Systemkompo-
nenten entscheidend sind, um Angriffe 
erfolgreich auszuführen, beziehungs-
weise Angriffe ohne diese Informati-
onen und Komponenten nicht durch-
geführt werden könnten, kann dies als 
völkerrechtlich relevante, unmittelbare 
Beteiligung an Kampfhandlungen ge-
wertet werden.

Der russische Außenminister Lawrow 
hat die militärische Unterstützung der 
Ukraine als einen de facto vom Wes-
ten geführten Krieg gegen Russland 
bezeichnet. Kürzlich hat er sogar be-
hauptet, die NATO und die Europäi-
sche Union hätten Russland den Krieg 
erklärt und benutzten die Ukraine als 
Vollstrecker. Zu diesen Äußerungen ge-
ben auch Forderungen wie diese An-
lass: «Wir brauchen Waffensysteme, die 
weit in die Tiefe des russischen Raumes 
reichen, die angreifen können: Depots, 
Führungseinrichtungen, Flugplätze, 
Flugzeuge.»

Verfügt Russland 2029 über die 
Fähigkeit, den Westen, Europa 
und die NATO anzugreifen, und 
ist das auch seine Absicht?

Im Frühjahr 2025 warnte ein Militärhis-
toriker, der Sommer könne «möglicher-
weise der letzte Sommer im Frieden» 
beziehungsweise «der letzte Friedens-
sommer» für Deutschland sein. Andere 
Experten halten einen russischen An-
griff bereits im Jahr 2028 oder sogar 
«morgen» für möglich. Die Bundesregie-
rung geht offiziell davon aus, dass Russ-
land 2029 in der Lage sein könnte, ei-
nen Angriff auf NATO-Gebiet zu wagen.

Will Russland tatsächlich Krieg 
mit Europa?

Die amerikanischen Nachrichtendienste 
gelangten in den letzten Jahren zu einer 
anderen Einschätzung. Bereits in ihrer 
Bedrohungsanalyse von 2024 stellten 
sie fest: «Russland will mit ziemlicher 
Sicherheit keinen direkten militärischen 
Konflikt mit den Streitkräften der USA 
und der NATO und wird seine asym-
metrischen Aktivitäten unterhalb der 
Schwelle eines militärischen Konflikts 
weltweit fortsetzen.» Diese Bewertung 
wurde im März 2025 bestätigt. Danach 
werde Russland «versuchen, unterhalb 
der Ebene eines bewaffneten Konflikts 
zu konkurrieren und Möglichkeiten 
zur Förderung russischer Interessen 
zu schaffen».

Die amerikanische Regierung geht da-
von aus, dass Russland für die Rekon-
stitution und den weiteren Aufwuchs 
seiner Landstreitkräfte bis zu 10 Jahre 
benötigen dürfte. Dieser Zeitraum ent-
spricht den Erfahrungen aus früheren 
umfassenden Streitkräftereformen. Die 
Bedrohungsanalyse der US-Nachrich-
tendienste vom März 2026 formuliert 
zurückhaltend, Russland werde «wahr-
scheinlich weiterhin weltweit selektiv 
den USA und deren Partnern mit sei-
nem gesamten Spektrum an Fähigkei-
ten entgegentreten, wo es Chancen 
sieht, sich einen Vorteil zu verschaffen, 
was auf die langjährige russische Ein-
schätzung zurückzuführen ist, dass die 
USA eine seit langem bestehende er-
hebliche Bedrohung seiner Interessen 
darstellen».

Vor diesem Hintergrund stellt sich die 
Frage, weshalb die deutsche Politik die 
strategischen Fähigkeiten und politi-
schen Absichten Russlands anders be-
wertet als die Vereinigten Staaten. Dies 
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gilt umso mehr, als die amerikanischen 
Lagebeurteilungen aufgrund der umfas-
senden Aufklärungsfähigkeiten der USA 
mit einem erheblichen Gewicht in die 
Bedrohungsanalysen der NATO einflie-
ßen. Die Behauptung, der Zeithorizont 
2029 sei keine deutsche Zeitplanung, 
sondern eine gemeinsame nachrichten-
dienstliche Bewertung der NATO, wird 
von der NATO bestritten. Der Strate-
gic Commander Operations (SACEUR), 
US-General Alexus G. Grynkewich, er-
klärte, er habe die vorliegenden Ge-
heimdienstinformationen sehr genau 
verfolgt: «Russland sucht keinen Kon-
flikt mit der NATO.»

Russland hatte kaum ein Inter-
esse, die gesamte Ukraine zu 
erobern

Die deutsche Bedrohungsperzeption 
stützt sich vor allem auf die Annahme, 
der russische Angriff auf die Ukra-
ine belege die grundsätzliche Absicht 
Moskaus, nach der Ukraine auch NATO-
Staaten anzugreifen, um imperial-poli-
tische Ziele bis hin zur Wiederherstel-
lung eines russischen Einflussbereichs 
im Raum der ehemaligen Sowjetunion 
zu verwirklichen.

Diese Schlussfolgerung ist jedoch nicht 
zwingend. Vieles spricht dafür, dass das 
ursprüngliche Ziel der russischen Inva-
sion vom 24. Februar 2022 nicht die voll-
ständige Eroberung und dauerhafte Be-
setzung der Ukraine war, sondern der 
rasche Sturz der ukrainischen Regie-
rung, die durch eine russlandfreund-
liche Führung ersetzt werden sollte. 
Präsident Selenskyj hat selbst erklärt, 
dass der ehemalige Oppositionspoliti-
ker Wiktor Medwedtschuk von Russland 
als Nachfolger vorgesehen gewesen war 
und er wenige Tage nach Beginn des 
russischen Angriffs ultimativ zum Rück-
tritt aufgefordert wurde.

Auch die anfängliche russische Opera-
tionsführung und der Einsatz von etwa 
170.000 Soldaten gegen zahlenmäßig 
stärkere ukrainische Streitkräfte, die 
seit 2014 umfassend durch westliche 
Staaten ausgebildet und modernisiert 
worden waren, müssen als Hinweis da-
rauf gewertet werden, dass eine voll-
ständige Eroberung der Ukraine nicht 
beabsichtigt war. Hinzu kommt, dass 

eine jahrelange Besetzung der gesam-
ten Ukraine einen außerordentlich ho-
hen personellen, wirtschaftlichen und 
finanziellen Aufwand erfordern würde. 
Die sowjetischen Erfahrungen mit lang-
fristigen Besatzungen dürften der rus-
sischen Führung die erheblichen Belas-
tungen einer solchen Strategie deutlich 
vor Augen geführt haben.

Nach der Auflösung der Sowjetunion 
1991 suchte Russland zunächst die po-
litische und militärische Annäherung 
an die NATO. Ziel war die Schaffung ei-
ner sicherheitspolitischen Pufferzone 
– eines «Cordon sanitaire» – zwischen 
Russland und dem Bündnis. Krisen und 
Konflikte sollten unter Berücksichtigung 
der Sicherheitsinteressen beider Seiten 
gemeinsam bewältigt werden, um eine 
direkte Konfrontation zu vermeiden. 
Diese Phase war geprägt vom Grund-
lagenvertrag zwischen der NATO und 
Russland von 1997, in dem die Betei-
ligten ein Verfahren zur gemeinsamen 
Konfliktbewältigung vereinbarten, so-
wie von einer engen politischen Abstim-
mung und konstruktiven militärischen 
Zusammenarbeit. Vor diesem Hinter-
grund erklärte Präsident Putin im Jahr 
2000 sogar, Russland könne sich grund-
sätzlich eine NATO-Mitgliedschaft vor-
stellen.

Der grundlegende Dissens blieb jedoch 
bestehen. Er betraf vor allem die mög-
liche NATO-Mitgliedschaft der Ukraine 
sowie die politische Zukunft des Don-
bas. Das Minsker Abkommen II von 
2015 sah hierfür eine Autonomiere-
gelung innerhalb der Ukraine vor, de-
ren Umsetzung jedoch scheiterte, weil 
die ukrainische Regierung die entspre-
chende Verfassungsänderung nicht wie 
vereinbart vollzog.

Dass Russland seit Mitte der 1990er-
Jahre vorrangig das Ziel verfolgte, ge-
genüber der NATO einen sicherheits-
politischen Pufferraum zu schaffen, ist 
nur schwer mit der Annahme verein-
bar, Russland strebe die Eroberung der 
gesamten Ukraine oder gar einen An-
griff auf das Bündnis an. Auch die Um-
stellung der russischen Wirtschaft auf 
Kriegsproduktion sowie die erhebliche 
Steigerung der Produktion konventi-
oneller Waffensysteme während des 
Krieges belegen für sich genommen 

weder die Absicht noch die Fähigkeit, 
innerhalb weniger Jahre einen erfolgrei-
chen großangelegten Eroberungskrieg 
gegen die NATO zu führen.

Zu den von einigen NATO-Staaten und 
insbesondere von der Bundesregierung 
als Indikatoren für russische Angriffs-
vorbereitungen gewerteten Maßnah-
men zählen die Vergrößerung der rus-
sischen Streitkräfte auf 1,5 Millionen 
Soldaten, die Verstärkung der westli-
chen Militärbezirke sowie gegenüber 
Finnland und den baltischen Staaten, 
der Ausbau der militärischen Infrastruk-
tur im Nordwesten und die Modernisie-
rung von Depots, Flugplätzen und Kom-
mandostrukturen.

Russland leugnet, den Westen zu be-
drohen, und argumentiert, es sei der 
Westen, der Russland durch seine Auf-
rüstung bedrohe und die Notwendigkeit 
für eigene Verteidigungsvorbereitungen 
schaffe, welche dann als Rechtfertigung 
für die aggressive Politik des Westens 
gegen Russland dienten. Es handelt sich 
also um eine klassische Eskalation, die 
durch das Versagen des Krisenmanage-
ments entsteht. Der 1997 zwischen der 
NATO und Russland vereinbarte Mecha-
nismus, der die gemeinsame friedliche 
Beilegung von Krisen und Konflikten er-
möglichen und der eine Gefahrenlage 
wie die heutige verhindern sollte, wurde 
von der NATO nach der russischen An-
nexion der Krim suspendiert.

In einem Rüstungswettlauf gibt 
es keine Sieger

Es war die NATO-Doppelstrategie «Si-
cherheit und Entspannung» der 70er- 
und 80er-Jahre, die Europa lange Zeit 
Sicherheit und Frieden brachte. Ein Rüs-
tungswettlauf verschärft dagegen eine 
ohnehin angespannte Lage durch wech-
selseitige Bedrohungsperzeptionen und 
Fehleinschätzungen. Ein Rüstungswett-
lauf kennt keine Sieger, sondern ist der 
kürzeste Weg zum Krieg.

Ein Beispiel für eine derartige Entwick-
lung ist Trumps Ankündigung Ende Ok-
tober 2025, sein Land sei gezwungen, 
Atomwaffentests wieder aufzuneh-
men, nachdem Russland erfolgreiche 
Tests des Torpedos «Poseidon» mit ei-
ner Reichweite von mehr als 10.000 Ki-
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lometern und des Marschflugkörpers 
«Burewestnik» mit einer praktisch un-
begrenzten Reichweite bestätigt hatte. 
Beide Waffensysteme verfügen über 
einen nuklearen Antrieb durch einen 
Miniatur-Kernreaktor und können mit 
einem nuklearen Gefechtskopf ausge-
rüstet werden. Sie sollen das interkon-
tinentalstrategische Gleichgewicht mit 
den Vereinigten Staaten und eine ge-
sicherte nukleare Zweitschlagfähigkeit 
Russlands garantieren. Da Russland die 
neuen Waffensysteme ohne atomare 
Gefechtsköpfe getestet hat, fehlt der 
Ankündigung des US-Präsidenten die 
Grundlage. Bisher haben die USA noch 
keine Tests durchgeführt. Käme es al-
lerdings tatsächlich zu neuen Atomwaf-
fentests, würde dies nach mehr als 30 
Jahren eine Erosion der internationa-
len Abrüstungs- und Nichtverbreitungs-
ordnung markieren und wäre in der Tat 
eine Rückkehr in finstere Zeiten. Denn 
seit dem letzten Nukleartest der USA 
1992 gilt ein faktisches Testmoratorium 
der fünf Atommächte USA, Russland, 
China, Frankreich und Großbritannien. 
Zudem verbietet der «Comprehensive 
Nuclear-Test-Ban Treat» (CTBT) von 
1996 nukleare Tests. Allerdings ist er 
bisher nicht in Kraft getreten.

In jedem Fall ist die Diskussion über 
neue Atomwaffentests ein Beispiel da-
für, an welche Abgründe die Welt ganz 
schnell geraten kann. Die Bundesre-
gierung hätte dazu Stellung nehmen 
müssen. Beispielsweise mit dem Vor-
schlag, Vereinbarungen über gegensei-
tige Inspektionen von Nuklearsystemen 
zur Gewährleistung von Sicherheit und 
Zuverlässigkeit als vertrauensbildende 
Maßnahmen abzuschließen. Es muss 
sichergestellt werden, dass Atomtests 
unterirdisch, an der Oberfläche oder 
in der Luft weiterhin verboten bleiben. 
Andernfalls beginnt ein neues bedroh-
liches Wettrüsten.

Die USA haben Abrüstungsver-
träge mit Russland aufgekündigt

Neben dem Vertrag über die Nichtver-
breitung von Kernwaffen, dem Biowaf-
fenabkommen und dem Chemiewaf-
fenübereinkommen sind praktisch alle 
Rüstungskontroll- und Abrüstungsver-
träge gekündigt, ausgesetzt oder ausge-
laufen. Dazu gehören der 2002 von den 

USA gekündigte ABM-Vertrag über die 
Abwehr ballistischer Raketen, der für 
die Sicherheit Europas so wichtige INF-
Vertrag über eurostrategische Nuklear-
waffen, der 2019 ebenfalls von den USA 
gekündigt wurde. Auch der für Trans-
parenz und Vertrauensbildung bedeut-
same Vertrag über den offenen Him-
mel wurde 2020 von den USA und ein 
Jahr später von Russland gekündigt. 
Das New-START-Abkommen über die 
Begrenzung interkontinental-strategi-
scher, nuklearer Angriffswaffen lief am 
5. Februar 2026 aus.

Rüstungskontroll- und Abrüstungsver-
träge waren ein wesentliches Element 
der NATO-Doppelstrategie «Sicherheit 
und Entspannung». Sie haben seit An-
fang der 70er-Jahre einen wichtigen Bei-
trag zur Stabilisierung des Ost-West-Ver-
hältnisses geleistet. Die Kündigung des 
ABM-Vertrages, der 1972 komplementär 
zum SALT-Vertrag über die Begrenzung 
nuklearstrategischer Angriffssysteme 
abgeschlossen wurde, interpretierte die 
russische Führung als Absicht der USA, 
das nuklearstrategische Gleichgewicht 
durch die Verringerung der Verwund-
barkeit ihrer Offensivwaffen zu ihren 
Gunsten zu ändern. Als Gegengewicht 
wurde von Russland insbesondere der 
Marschflugkörper «Burewestnik» ent-
wickelt, mit dem Russland das Ziel ver-
folgt, strategische Raketenabwehrsys-
teme der USA zu durchdringen.

Ein offener Krieg mit Russland 
muss verhindert werden

Die derzeitige Entwicklung bedeutet, 
dass ein großer europäischer Krieg 
nicht mehr ausgeschlossen werden 
kann. Vielmehr ist das Risiko perma-
nent gestiegen, dass aus dem Krieg in 
der Ukraine ein Krieg um die Ukraine 
entsteht. Dazu hat auch das alternativ-
lose finanzielle und materielle Engage-
ment der NATO-Staaten sowie vor allem 
die operative Unterstützung der ukrai-
nischen Streitkräfte in der Operations-
planung, Aufklärung und Zielbekämp-
fung beigetragen. Weil er das Risiko 
sah, dass die Lieferung weitreichen-
der Waffensysteme es der Ukraine er-
möglichen würde, strategische Ziele in 
der Tiefe Russlands anzugreifen, hatte 
bereits der ehemalige amerikanische 
Präsident Biden zur Zurückhaltung ge-

mahnt und wiederholt geäußert, er be-
absichtige, einen dritten Weltkrieg zu 
vermeiden.

Ein Krieg zwischen Russland und NATO 
wäre ein anderer als der Ukraine-Krieg, 
einer Mischung aus Grabenkämpfen 
des Ersten Weltkriegs und einem Be-
wegungskrieg des Zweiten Weltkriegs. 
Russlands militärische Fähigkeiten zu 
regionaler und globaler Machtprojek-
tion wurden durch den Ukraine-Krieg 
nicht beeinträchtigt. Die Luft- und See-
streitkräfte sind uneingeschränkt ein-
satzfähig und teilweise sogar wesent-
lich moderner und leistungsfähiger 
als zuvor. Weitreichende Präzisionsan-
griffssysteme, einschließlich verschie-
dener Hyperschallwaffen, und Raketen 
mit unabhängig steuerbaren Gefechts-
köpfen, stellen ein überlegenes Poten-
tial für eine Kriegsführung über große 
Distanzen dar. Andererseits verleiht 
die enorme Stärke der amerikanischen 
Luft- und Seestreitkräfte mit der Fähig-
keit, einen Mehrfrontenkrieg zu führen, 
der NATO eine enorme Schlagkraft. Ins-
gesamt ist die NATO Russland konven-
tionell überlegen. Die USA könnten die 
europäischen Landstreitkräfte aller-
dings erst nach einem monatelangen 
Vorlauf verstärken, wenn die russischen 
U-Boote bereits im Nordatlantik in Stel-
lung sind. Deshalb ist es nicht sicher, 
dass amerikanische Verstärkungen den 
Ausgang eines konventionellen europäi-
schen Krieges, wie er gegenwärtig dis-
kutiert wird, entscheiden würden. Wenn 
jedoch keine Seite über die Fähigkeit 
verfügt, einen schnellen Sieg zu errin-
gen, besteht die Gefahr des Ersteinsat-
zes von Nuklearwaffen durch eine der 
Kriegsparteien, um eine Entscheidung 
zu erzwingen.

Kann Russland den Krieg militä-
risch nicht gewinnen?

Die Erfolgsmeldungen der Ukraine 
über ihre Angriffe mit weitreichenden 
Drohnen auf die russische Energiever-
sorgung sowie auf Moskau und Peters-
burg und die geringen Fortschritte der 
russischen Streitkräfte in den letzten 
Monaten bei der Eroberung ukraini-
schen Territoriums haben bei den eu-
ropäischen Partnern die Hoffnung auf-
kommen lassen, dass eine Wende zu 
Gunsten der Ukraine entstanden ist. 
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Die G7-Staats- und Regierungschefs 
meinten «Fortschritte (der Ukraine) 
auf dem Schlachtfeld» festgestellt zu 
haben und dass «eine neue Dynamik 
entstanden ist».

Die Bundesregierung erklärte Anfang Juni 
sogar, Russland befände sich in einer Po-
sition der Schwäche; damit öffne sich ein 
Fenster für Verhandlungen. Sie wollte 
sich bestätigen, dass Russland durch 
die massive Unterstützung der Ukraine 
an den Verhandlungstisch gezwungen 
werden könne. Der Bundeskanzler wie-
derholte in Ankara Anfang Juli auf dem 
NATO-Gipfel seine Einschätzung, «Russ-
land hat keine Chance, diesen Krieg zu 
gewinnen. Sie werden ihre Kriegsziele 
nicht erreichen.» Die Desinformationen 
des ukrainischen Präsidenten fallen of-
fenbar auf fruchtbaren Boden und lö-
sen immer neue finanzielle und materi-
elle Unterstützungsleistungen aus.

Der frühere ukrainische Oberbefehls-
haber und jetzige Botschafter in Groß-
britannien, Saluschnyj, widerspricht der 
Einschätzung westlicher «Experten», 
Russland habe den Krieg bereits verlo-
ren. Diese Sichtweise sei eine gefährli-
che Fehlinterpretation und verkenne die 
strategische Lage. Medien und westli-
che Regierungen stützten ihren Opti-
mismus vor allem auf taktische Erfolge, 
die jedoch in einem Abnutzungskrieg 
nur begrenzte Wirkung haben. Auch bei 
weitreichenden Angriffen auf Ziele im 
russischen Hinterland sollte man sich 
keinen Durchbruch erhoffen.

Tatsächlich haben die russischen 
Streitkräfte in den letzten Monaten 
nur geringe Geländegewinne erzielt. 
Offenbar hat sich Putin nach dem Tref-
fen mit Trump am 15. August 2025 
in Anchorage Zurückhaltung aufer-
legt, um die Absprache mit Trump 
zu den Eckpfeilern eines Friedensab-
kommens nicht zu gefährden. Beide 
waren übereingekommen, dass die 
Donbas-Regionen Luhansk und Do-
nezk an Russland fallen und die uk-
rainischen Streitkräfte sich aus den 
noch von ihnen gehaltenen Gebie-
ten zurückziehen. Saporishshja und 
Cherson sollten überwiegend bei der  
Ukraine bleiben. Lediglich ein kleiner 
Teil sollte von Russland als Landbrü-
cke zur Krim genutzt werden.

Doch nach dem G7-Treffen soll der 
französische Präsident Macron be-
hauptet haben, Trump sei nach den 
Gesprächen mit den G7-Partnern zu 
der Einschätzung gelangt, Russland 
wolle keinen Frieden in der Ukraine. 
Frühere Absprachen seien endgültig 
«beerdigt» worden. Der amerikanische 
Präsident hat vor dem NATO-Gipfel Te-
lefongespräche mit Putin und Selens-
kyj geführt und angeboten, sich weiter 
für die Beendigung des Krieges einzu-
setzen. Er sei sich sicher, dass Putin 
den Krieg beenden wolle: «Präsident 
Putin will, dass er endet. Das kann ich 
Ihnen sehr deutlich sagen.» Eine Eini-
gung sei näher, als die Menschen glau-
ben. Ob Trump im Telefongespräch mit 
Putin die Absprache von Anchorage 
bestätigt und damit die von Lawrow 
geforderte Klarstellung geliefert hat, 
ist nicht bekannt.

Russland setzt nun offenbar darauf, 
seine Ziele auf dem Gefechtsfeld zu 
erreichen, und hat in den letzten Wo-
chen erhebliche Fortschritte erzielt. Ob-
wohl das primäre Ziel die Eroberung des 
Donbas ist, werden – durch die jüngsten 
Erfolge ermutigt – die russischen An-
griffe zunehmend auf den Raum Sumy 
ausgeweitet, um eine Sicherheitszone 
zu schaffen und einen erneuten ukrai-
nischen Angriff auf die Region Kursk zu 
verhindern. Auch Odessa scheint wie-
der in den Fokus der russischen Ope-
rationsplanung gerückt zu sein.

In diesem Zusammenhang klingen 
die Worte des Kreml-Sprechers Pes-
kow, als begründeten sie eine strate-
gische Neuausrichtung der russischen 
Kriegsführung: «Es herrscht Krieg, ein 
echter Krieg.» Als Begründung führte 
er an, dass die westliche militärische 
Unterstützung der Ukraine den Cha-
rakter des Konflikts verändert habe. 
Obwohl Peskow sich ebenso wie der 
russische Außenminister bereits frü-
her ähnlich äußerte, kommt dieser 
Erklärung in der gegenwärtigen Lage 
eine besondere Bedeutung zu. Denn 
die Ukraine ist nur durch die massive 
Unterstützung ihrer europäischen 
Partner in der Lage, den Krieg fort-
zusetzen und durch Angriffe auf die 
Energieversorgung Druck auf Russ-
land auszuüben.

Die Eskalationsdynamik muss 
durchbrochen werden

Die G7 und die EU beschlossen im Juni 
in Evian die weitere Unterstützung der 
Ukraine, unter anderem auch, weitrei-
chende Angriffswaffen zu liefern. Auf 
dem NATO-Gipfel am 7./8. Juli erhielt 
Selenskyj die Zusage über Waffen- und 
Ausrüstungslieferungen in Höhe von 
70 Milliarden Euro in diesem und im 
nächsten Jahr. Bei den insgesamt zu-
gesagten 140 Milliarden Euro sind die 
beschlossenen 60 Milliarden der EU-
Mittel enthalten; die übrigen 80 Mil-
liarden Euro kommen aus nationalen 
Haushalten der NATO-Staaten. Bemer-
kenswert ist, dass Selenskyj keine Ein-
ladung zum NATO-Beitritt erhielt und 
dass weder ein konkreter Zeitplan für 
eine Mitgliedschaft genannt noch kol-
lektive NATO-Sicherheitsgarantien nach 
Artikel 5 erwähnt wurden, noch die USA 
zusätzliche Finanzhilfen zusagten.

Die «Koalition der Willigen» hat am 13. 
Juli beschlossen, in den kommenden 
Monaten erstmals gemeinsame Ma-
növer mit den ukrainischen Streitkräf-
ten in unmittelbar an das Kriegsgebiet 
grenzenden Staaten durchzuführen. 
Das ist eine vorsätzliche Provokation 
Russlands, und die Gefahr einer direk-
ten Konfrontation aufgrund eines tech-
nischen oder menschlichen Versagens 
ist groß. Das Manöver könnte sogar als 
Bereitstellung für einen Kriegseinsatz 
an der Seite der Ukraine missverstan-
den werden. Noch einen Schritt wei-
ter ist die «Koalition der Willigen» mit 
dem Beschluss gegangen, gemeinsam 
mit der Ukraine ein System zur Abwehr 
russischer ballistischer Raketen aufzu-
bauen. Präsident Macron erläuterte den 
Einsatzauftrag: «Wir schützen die Ukra-
ine, stärken unsere gemeinsame Sicher-
heit und bauen ein Europa der Verteidi-
gung auf.» Der Hinweis, es handele sich 
um ein defensives System, kann den 
Vorwurf nicht entkräften, dass die be-
teiligten Staaten de facto zu Kriegsteil-
nehmern werden. Denn entscheidend 
ist, ob dieses System in der Ukraine zur 
Abwehr russischer Raketenangriffe ein-
gesetzt wird und ob es sich um ein in-
tegriertes System handelt, das von den 
beteiligten Staaten operativ gemeinsam 
mit der Ukraine betrieben wird.
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Zu ignorieren, dass Russland über die 
Fähigkeit verfügt, durch präzise, selek-
tive konventionelle Angriffe Vergeltung 
dafür zu üben, dass NATO-Staaten der 
Ukraine spektakuläre Angriffe auf das 
russische Kernland ermöglichen und 
nun auch beabsichtigen, russische Ge-
genangriffe abzuwehren, kann zu ei-
nem europäischen Krieg führen, der 
den Lebensinteressen der Völker zu-
widerläuft. Die europäischen NATO-
Staaten verfügen über keine adäqua-
ten militärischen Fähigkeiten – zumal 
eine Komponentenabschreckung in der 
gegenwärtigen Lage gegenüber Russ-
land ohnehin wirkungslos wäre –, und 
die USA würden keine Gegenmaßnah-
men ergreifen, sondern mit Russland 
einen «Deal» vereinbaren, um eine Es-
kalation auf die interkontinentalstrate-
gische Ebene zu verhindern.

Der tschechische Präsident Petr Pavel 
– einer meiner Nachfolger als Vorsit-
zender des NATO-Militärausschusses 
– hat darauf hingewiesen, dass Russ-
land nach den Wahlen am 20. Sep-
tember eine Generalmobilmachung 
auslösen könnte. Bisher wurde nur 
einmal eine Teilmobilisierung durch-
geführt. Der veränderte Charakter des 
Krieges würde eine Generalmobilma-
chung rechtfertigen. Russland braucht 
auch neue Kräfte, um die Eroberung 
des Donbas zu beschleunigen und 
die Kampfhandlungen auf die Region 
Sumy sowie möglicherweise auf die 
Region Odessa auszuweiten.

Die Zeit drängt. Die derzeitige Ent-
wicklung entspricht der klassischen 
Eskalationslogik, die Clausewitz wie 
folgt definiert: «So gibt jeder dem 
anderen das Gesetz; es entsteht 
eine Wechselwirkung, die dem Be-
griff nach zum Äußersten führen 
muss.» Damit es nicht zum Äußers-
ten kommt, ist jetzt mehr denn je die 
Bereitschaft der Europäer gefordert, 
Fehleinschätzungen zu korrigieren 
und Realitätssinn, Verantwortungs-
bewusstsein und Vernunft walten zu 
lassen. In der derzeitigen Lage müs-
sen Verhandlungen über ein Kriegs-
ende nicht nur als Verhinderung ei-
nes großen europäischen Krieges, 
sondern auch als Chance gesehen 
werden, eine militärische Niederlage 
der Ukraine abzuwenden und den 
Fortbestand als souveräner, unab-
hängiger und zukunftsfähiger Staat 
zu sichern. Jetzt sind Persönlichkei-
ten gefragt, die über strategisches 
Urteilsvermögen und sicherheitspo-
litischen Weitblick verfügen und sich 
von den deutschen Interessen und 
dem Friedensgebot der Verfassung 
leiten lassen, um Wege aus der Ge-
fahr eines großen europäischen Krie-
ges zu finden 

Dieser Text erschien zuerst auf  
„Zeitgeschehen im Fokus“.

(https://zgif.ch/2026/07/16/durch-fehlein-
schaetzungen-und-eskalation-waechst-
die-gefahr-eines-krieges-mit-russland/)
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BESUCHEN SIE UNS!
Dieser Beitrag ist auch 
als Audio-Podcast ver-
fügbar, über QR-Code 
oder:  

www.nachdenkseiten.de/?p=154011
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